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Leitsätze des Urteils 

1. Europäische Gemeinschaften — Organe — Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu 
Dokumenten — Verordnung Nr. 1049/2001 — Ausnahmen vom Recht auf Zugang zu 
Dokumenten — Von einem Dritten stammende Dokumente und aus einem Mitgliedstaat 
stammende Dokumente — Unterschiedliche Behandlung der Anträge auf Zugang — 
Befugnis des Mitgliedstaats, das Organ um Nichtverbreitung von Dokumenten zu ersuchen 
— Verpflichtung des Organs, sie nicht ohne vorherige Zustimmung zu verbreiten 

(Verordnung Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates, Artikel 4 Absätze 
4 und 5) 
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2. Handlungen der Organe — Begründungspflicht — Umfang — Entscheidung mit der der 
Zugang zu aus einem Mitgliedstaat stammenden Dokumenten aufgrund des Ersuchens 
dieses Staates um Nichtverbreitung verweigert wird 

(Artikel 253 EG; Verordnung Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates, 
Artikel 4 Absatz 5) 

1. Die Organe sind nach Artikel 4 Absatz 4 
der Verordnung Nr. 1049/2001 über den 
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumen­
ten des Europäischen Parlaments, des 
Rates und der Kommission verpflichtet, 
den Dritten, der Urheber des Doku­
ments ist, zu dem Zugang beantragt 
wird, zu konsultieren, um zu entschei­
den, ob eine Ausnahmeregelung nach 
diesem Artikel 4 Absätze 1 und 2 
anwendbar ist, es sei denn, es ist klar, 
dass das Dokument verbreitet werden 
muss oder nicht verbreitet werden darf. 
Die Konsultierung des Dritten stellt also 
im Allgemeinen eine Vorbedingung für 
die Entscheidung über die Anwendung 
der Ausnahmen vom Zugang dar, die in 
Artikel 4 Absätze 1 und 2 der Verord­
nung für den Fall von Dokumenten, die 
von Dritten stammen, vorgesehen sind. 

Nach Artikel 4 Absatz 5 dieser Verord­
nung, der die der Schlussakte des Ver­
trages von Amsterdam beigefügte 
Erklärung Nr. 35 aufnimmt, kann jedoch 
bei einem aus einem Mitgliedstaat stam­
menden Dokument, das sich im Besitz 
eines Organs befindet, der Mitgliedstaat 
das Organ ersuchen, dieses Dokumente 
nicht zu verbreiten, und das Organ ist 
verpflichtet, es nicht ohne seine vorhe­
rige Zustimmung zu verbreiten. Daher 
stellt das Ersuchen eines Mitgliedstaats 

nach dieser Bestimmung eine Anord­
nung an das Organ dar, das fragliche 
Dokument nicht zu verbreiten. 

(vgl. Randnrn. 55, 57, 58) 

2. Die nach Artikel 4 Absatz 5 der Verord­
nung Nr. 1049/2001 über den Zugang 
der Öffentlichkeit zu Dokumenten des 
Europäischen Parlaments, des Rates und 
der Kommission bestehenden Beschrän­
kungen für den Zugang zu aus einem 
Mitgliedstaat stammenden Dokumen­
ten, die sich im Besitz eines Organs 
befinden, berühren nicht die Verpflich­
tung des Organs, die ablehnende Ent­
scheidung über den Antrag auf Zugang 
zu Dokumenten, bezüglich deren der 
Mitgliedstaat um Nichtverbreitung er­
sucht hat, ausreichend zu begründen. 
Das Organ ist jedoch nicht gehalten, die 
Gründe zu erläutern, aus denen der 
Mitgliedstaat ein Ersuchen um Nicht­
verbreitung eingereicht hat, da der Mit­
gliedstaat selbst nicht verpflichtet ist, 
sein Ersuchen zu begründen. 

(vgl. Randnrn. 59, 72) 
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